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Liebe L erinnen und L er,
Sie halten nun die Ausgabe 04/2015 
und damit das letzte „Familienheim“ 
in diesem Jahr in Ihren Händen.

Über 800 Familien sind unserem 
Verband 2015 beigetreten. Daran 
sieht man auch, was den Menschen 
das Wohnen in den eigenen vier 
Wänden bedeutet.
Ich hoffe sehr, dass wir im nächsten 
Jahr das 20.000te Mitglied in der Ka-
tholischen Familienheimbewegung 
e.V. begrüßen dürfen.  

In dieser Ausgabe haben wir einmal 
unser Leitbild veröffentlicht, welches 
wir auf unserer Mitgliedervertreter-
versammlung im vergangenen Jahr 
verabschiedet haben. Dieses Leitbild 

soll uns eine Orientierung in unserer 
täglichen Arbeit sein. 

Viel Arbeit liegt in den nächsten Jah-
ren sicherlich vor uns - bei der Er-
weiterung und Verbesserung unserer 
Dienstleistungen für unsere Mitglie-
der, aber auch bei vielen wohnungs-
politischen Fragen, die uns berüh-
ren.   
Ich wünsche Ihnen eine besinnli-
che Adventszeit, ein schönes Weih-
nachtsfest und einen guten Start ins 
Jahr 2016!  

Ich möchte mich an dieser Stelle bei 
allen aktiven Mitgliedern ganz herz-
lich bedanken – für Ihre tatkräftige 
Unterstützung unserer Arbeit.

 

Ihr 
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Auf der Mitgliederversammlung der 
Katholischen Familienheimbewegung 
am 20. Oktober 2015 wurde von den 
anwesenden Mitgliedern einstimmig 
beschlossen, den Jahresmitgliedsbei-
trag pro Mitglied zum 1. Januar 2016 
um zwei Euro anzuheben. Dies ist 
notwendig, um auch weiterhin die 
Verbandsarbeit und den Mitgliederser-
vice vollumfänglich gewährleisten zu 
können. Es ist die erste Anhebung der 
Beiträge seit 9 Jahren. Stetig steigen-
de Kosten wie Porto, Energiekosten, 
tarifliche Lohn erhöhungen, Versiche-
rungsprämien und externe Beratungs-
kosten waren der Entscheidungsgrund 
der Mitgliederversammlung, die da-
mit dem Vorschlag des geschäftsfüh-
renden Vorstandes einstimmig folgte. 
Wir hoffen auf Ihr Verständnis.Diese 
Information gilt auch gleichzeitig als 
Vorabinformation für das bei uns be-
stehende SEPA-Mandat.

Beitragserhöhung 
um zwei Euro

Liebe Mitglieder, in vielen Orten hat 
die Katholische Familienheimbewe-
gung Ansprechpartner, die als Ver-
trauensperson den Kontakt zwischen 
den Mitgliedern vor Ort und dem 
Verband halten.

Diese Vertrauenspersonen sollen da-
bei behilflich sein, bei Fragen und 
Problemen von Mitgliedern innerhalb 
Ihrer Nachbarschaft diese bei Bedarf 
an uns weiterzugeben, als Vermittler 
zwischen dem Verband und seinen 
Mitgliedern. 
Die Vertrauensperson wird eingela-
den, an unseren Delegiertentagungen 
teilzunehmen, natürlich freiwillig und 
nur bei Interesse. Unsere Ansprech-
partner vor Ort werden immer über 
die aktuellen Vereinsgeschehnisse auf 
dem Laufenden gehalten. 

Der Zeitaufwand für dieses Ehrenamt 
ist sehr gering und geeignet für die 
Mitglieder, die etwas mehr über die 
Verbandsarbeit der Katholischen Fa-
milienheimbewegung wissen möch-
ten und gerne als lokaler Ansprech-
partner in seiner Nachbarschaft zur 
Verfügung stehen. Aktuell suchen wir 
in den folgenden Gemeinschaften 
neue Ansprechpartner:

Bochum-Grumme Rotkehlchenweg

Brakel-Rheder Spiegelbreite

Coesfeld St. Lamberti 
Am Stockkamp, De Bilt Allee, Hengte-
kamp, Hengtestr., In de Hell, Kappen-
berg, Landweg, Wester Esch,  

Dülmen-Buldern Gesamt 

Essen-Schönebeck Antoniushang und 
Brausewindhang

Kalkum St. Lambertus Joseph-Brod-
mann-Straße

Münster-Wolbeck Gesamt

Rheine-Mesum Nielandstraße,

Lünen-Wald Gesamt 

Selm-Beifang Beifanger 
Weg, Breitestr., Kurt-Schumacher-Str., 
Lange Str., Römerstr., Steinstr.

Selm-Dorf Ludgeristr. 

Selm-Beifang II Brückenstr., Eichenstr., 
Hermannstr., Kiefernstr.Landsbergstr.,                                                                               
Luisenstr.

Vor Ort werden ehrenamtliche 
Ansprechpartner gesucht
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Jetzt, in der kalten Jahreszeit, sind 
Mietmängel häufiger vorhanden. 
Undichte Fenster, schlechte Hei-
zung usw. können eventuell zu einer 
Mietminderung führen. Das sind im-
mer wieder subjektiv empfundene 
Beeinträchtigungen, die oft zu Strei-
tigkeiten mit dem Vermieter führen. 
Vorsicht ist angesagt, bevor man die 
Miete kürzt. 

Die Mietminderung ist ein simpler 
Ausgleich für Mängel in der Woh-
nung. Ob die Heizung ausfällt, 
Schimmel sich breitmacht, die Fens-
ter nicht ordentlich schließen: Wenn 
der Vermieter dafür verantwortlich 
ist, muss der Mieter den vereinbarten 
Mietzins nicht in voller Höhe zahlen 
– bis der Mangel wieder beseitigt ist. 
Allerdings muss der Mangel zuvor an-
gezeigt werden, um dem Vermieter 
eine Chance zu geben einzugreifen. 
Die Tücken liegen eher im Detail. Es 
gibt keine Tabelle, in der geregelt ist, 
für welchen Mangel wie viel Miete 
abzuziehen ist. Darüber gibt es nur 
Einzelurteile. Fachanwälte oder die 
Verbände (für ihre Mitglieder) können 
wenigstens Vergleichswerte nennen. 
Eine Mietminderung kommt in Be-
tracht, wenn eine Mietsache einen 
Mangel hat oder eine zugesicherte 
Eigenschaft nicht aufweist. 
Die Voraussetzungen sind überschau-
bar: Der Mangel darf nicht unerheb-
lich und nicht schuldhaft vom Mie-
ter verursacht sein. Sehr wichtig ist 
die dritte Voraussetzung: Der Mieter 
darf bei Vertragsunterzeichnung kei-
ne Kenntnis von dem Mangel gehabt 
haben und der Mangel darf ihm auch 
nicht durch grobe Fahrlässigkeit bei 
der Besichtigung unbekannt geblie-
ben sein. Das Recht auf Abhilfe bleibt 
dem Mieter, auch wenn er seine Miet-
zahlungen gemindert hat. Reagiert 
der Vermieter nicht in angemessener 
Frist auf die Beschwerde, darf der 
Mieter zusätzlich einen weiteren Teil 
der Miete zurückbehalten, um Druck 
zu machen. Das kann nochmal das 
Drei- bis Fünffache der Mietminde-
rung sein. Allerdings muss er diese 
Summe nachzahlen, sobald der Scha-

den behoben ist. Es empfiehlt sich 
also, die zurückbehaltene Summe an-
zusparen. Naht immer noch keine Ei-
nigung, bleibt theoretisch das Selbst-
beseitigungsrecht. Aber auch das hat 
Tücken. Wenn die Beseitigung nicht 
gelingt, kann es zu weiteren Ausein-
andersetzungen kommen, die nicht 
selten vor Gericht landen. 
Dort enden viele Auseinandersetzun-
gen zwischen Mieter und Vermieter 
auch, wenn es darum geht zu klären, 
ob nicht vielleicht der Mieter für den 
Mangel in der Wohnung verantwort-
lich ist. Beispiel Schimmel: Der kann 

Folge eines Baufehlers sein, oder aber 
entstehen, weil die Mieter falsch oder 
zu selten lüften. Dann kann es auch 
theoretisch denkbar sein, dass die 
Mietminderung zum Bumerang für 
den Mieter wird. Stellt das Gericht 
fest, dass der Mieter für den Mangel 
verantwortlich ist, ist die Mietmin-
derung zu Unrecht erfolgt. Und ein 
Mietrückstand ab einer gewissen Grö-
ßenordnung ist ein Kündigungsgrund. 
Der Kündigungsgrund kann aber be-
hoben werden, wenn noch während 
des Verfahrens der Mietrückstand be-
zahlt wird.

Mietminderung bei Schimmelbefall

Macht sich der Schimmel in der Wohnung breit, dann kann der Vermieter vor 
einer Mietminderung den Schaden beheben.  
 Foto: HandmadePictures/ fotolia.com

Der Mangel muss vorher dem Vermieter angezeigt werden
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Was zum Jahreswechsel bedacht werden sollte!

Es sind nur noch wenige Wochen bis 
zum Jahresende und wer jetzt richtig 
handelt, kann noch einige hundert 
Euro sparen. 

Weihnachtsgeld vom Arbeitgeber 
oder andere Geldleistungen, die Ar-
beitgeber ihren Mitarbeitern zukom-
men lassen, sind steuerpflichtig. Die 
Alternative: ein Sachbezug, etwa ein 
Tablet, Smartphone oder Laptop, die 
steuerfrei überlassen werden können, 
wenn sie auch nicht ganz steuerfrei 
den Besitzer wechseln: Der Chef be-
zahlt dafür 25 Prozent Pauschalsteu-
er.
Wer privat krankenversichert ist und 
in diesem Jahr noch eine „reine Wes-
te“ hat, Arztbesuche betreffend, der 
kann seinen Anspruch auf eine Bei-
tragserstattung für 2015 („Schadenfrei-
heitsrabatt“) retten, wenn er erst 2016 
zum Doktor geht – auch wenn’s jetzt 
schon ein wenig zwicken sollte. Dass 
dies für Notfälle nicht gelten sollte, 
versteht sich…
Außergewöhnliche Belastungen: 
Steuerzahler, die 2015 außergewöhn-
liche Aufwendungen hatten, etwa für 
einen Arzt oder ein Krankenhaus, die 
Scheidung oder eine Beerdigung, kön-
ne einen Teil davon als außergewöhn-
liche Belastung vom steuerpflichtigen 
Einkommen herunterrechnen. Da 
vom Gesamtaufwand zuvor eine „zu-

Es sind nur noch wenige Wochen bis zum Jahreswechsel. Bei den ganzen Vorbereitungen zu den Festtagen, sollten 
wichtige Fristen nicht versäumt werden.. Foto:  Andreas Hermsdorf  / pixelio.de

mutbare Belastung“ abgezogen wird, 
lohnt es sich, solche Ausgaben zu 
bündeln: Je mehr „Außergewöhnli-
ches“ in einem Kalenderjahr angefal-
len ist, desto eher wird die Zumutbar-
keitsgrenze überschritten. 
Beispiel: Im Frühjahr 2016 ist eine 
größere Summe für einen neuen 
Zahnersatz zu bezahlen. Wird noch 
in 2015 eine Vorauszahlung darauf 
geleistet, so könnten die Grenzen 
der Zumutbarkeit überwunden – und 
Steuern gespart werden, wenn in die-
sem Jahr noch andere außergewöhnli-
che Belastungen angefallen sind, zum 
Beispiel der Kauf einer Gleitsichtbril-
le. Bei Bezahlung der Zahnersatzrech-
nung allein in 2016 kann es sein, dass 
in beiden Jahren der steuerrelevante 
Aufwand sich „in Grenzen“ hält – mit 
der Folge, dass weder in 2015 noch in 
2016 Geld dafür vom Fiskus zurück-
fließt. 
Betriebsrente: Im Jahr 2015 kann ein 
Arbeitnehmer bis zu 4 Prozent seines 
Arbeitsverdienstes in eine betriebliche 
Altersvorsorge (etwa eine „Direktver-
sicherung“) einzahlen. Je nach dem 
individuellen Steuersatz reduziert sich 
dadurch die Steuerbelastung.
Beiträge freiwillig Rentenversicher-
ter für das laufende Jahr müssen nicht  
bis zum 31. Dezember 2015 auf dem 
Konto der gesetzlichen Rentenversi-
cherer eingegangen sein. Es genügt, 

wenn dies bis zum 31. März 2016 
für das Vorjahr geschieht. Allerdings: 
Tritt zwischenzeitlich der „Versiche-
rungsfall“ ein (etwa eine Erwerbsmin-
derung), so wird die Rente nur aus 
den bis dahin entrichteten Beiträgen 
berechnet. Deshalb: Eine frühzeitige 
Beitragszahlung empfiehlt sich.
Steuererklärung: Wer für das Jahr 
2011 noch keine Steuererklärung ab-
gegeben hat, der kann das noch bis 
Ende dieses Jahres nachholen. Das gilt 
für diejenigen, die nicht verpflichtet 
sind, sich dem Finanzamt gegenüber 
zu „erklären“ – die aber auf eine Steu-
errückzahlung hoffen. Das kann zum 
Beispiel wegen größerer Lohnschwan-
kungen im Laufe des Jahres der Fall 
sein – oder weil, etwa wegen eines 
Umzugs, höhere Werbungskosten als 
vorhergesehen entstanden sind.
Kontoauszüge aufheben: Kontoaus-
züge sollten nicht zu schnell im Alt-
papier entsorgt werden. Verbraucher 
sind zwar nicht verpflichtet, die Bele-
ge aufzuheben, allerdings können mit 
ihrer Hilfe möglicherweise wichtige 
Zahlungen nachgewiesen werden. 
Bei Kaufverträgen etwa verjähren 
Mängelansprüche erst nach zwei Jah-
ren. Vor dem Wegwerfen von Konto-
auszügen und Rechnung etwa vom 
Versandhändler sollten Verbraucher 
prüfen, ob die Unterlagen noch benö-
tigt werden. 
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Die „Düsseldorfer Tabelle“ ist ein Be-
griff für die Unterhaltszahlungen an 
Kinder, die nicht im Haushalt des Un-
terhaltspflichtigen wohnen. 
Die Bedarfssätze ändern sich regel-
mäßig. Zum 1. August 2015 wurden 
diese erhöht. Danach steigt der Min-
destunterhalt eines Kindes bis zur 
Vollendung des 6. Lebensjahres (1. 
Altersstufe) von bisher monatlich 317 
Euro auf 328 Euro, eines Kindes vom 
7. bis zur Vollendung des 12. Lebens-
jahres (2. Altersstufe) von 364 Euro 
auf 376 Euro und der eines Kindes ab 
dem 13. Lebensjahr bis zur Volljäh-
rigkeit (3. Altersstufe) von bisher 426 
Euro auf 440 Euro. 
Der Unterhalt volljähriger Kinder be-
rechnet sich nach dem Bedarfssatz der 

3. Altersstufe zuzüglich der Differenz 
zwischen der 2. und 3. Altersstufe. 
Er steigt daher von 488 Euro auf 504 
Euro. Das Kindergeld wird rückwir-
kend zum 01.01.2015 um jeweils 4 
Euro erhöht und zwar von monatlich 
184 Euro auf 188 Euro für ein 1. und 
2. Kind, auf 194 Euro für ein 3. Kind 
und auf 219 Euro für das 4. und jedes 
weitere Kind. 
Das Kindergeld ist in der Regel zur 
Hälfte auf den Unterhaltsbedarf an-
zurechnen. Aufgrund ausdrücklicher 
gesetzlicher Regelung ist für das Jahr 
2015 bei der Berechnung des Zahl-
betrages jedoch nicht von den er-
höhten, sondern von den bisherigen 
Kindergeldbeträgen (184 Euro, 190 
Euro und 215 Euro) auszugehen. Die 

Bedarfssätze unterhaltsberechtigter 
Kinder werden sich voraussichtlich 
zum 1. Januar 2016 weiter erhöhen, 
da der steuerliche Kinderfreibetrag zu 
diesem Zeitpunkt auf 4.608 Euro stei-
gen wird. Da deshalb die ab dem 1. 
August 2015 gültige Tabelle zum 1. 
Januar 2016 aufgrund dieses höheren 
Kinderfreibetrages wohl erneut eine 
Änderung zugunsten der unterhalts-
berechtigten Kinder erfahren wird, 
sind mit der Neufassung der Tabelle 
zum 1. August 2015 nur die Bedarfs-
sätze angepasst und von weiteren Än-
derungen, z. B. Erhöhung des Bedarfs 
für Studenten von derzeit 670 Euro, 
zunächst abgesehen worden. Diese 
bleiben der Änderung der Tabelle 
zum 1. Januar 2016 vorbehalten.

„Düsseldorfer Tabelle“ regelt den Unterhalt

Ob Smartphone, Möbel oder Fern-
seher – jeder Zweite erwartet in-
zwischen, dass Konsumgüter auch 
in Monatsraten bezahlt werden kön-
nen. Nach Angaben des Bankenfach-
verbands wären mehr als 60 Prozent 
der finanzierten Käufe ohne die Mög-
lichkeit zum Abstottern gar nicht erst 
getätigt worden.

„Der wachsende Konsum auf Pump 
gerät zum Motor fürs Schuldenkarus-
sell“, so Wolfgang Schuldzinski, Vor-
stand der Verbraucherzentrale NRW. 
„Rund die Hälfte der Schuldnerver-
bindlichkeiten in unserer Insolvenz-
beratung resultiert inzwischen aus 
Krediten für die Anschaffung von Wa-
ren“, mahnt er an. Er fordert, dass In-
formationen für Verbraucher bei Kre-
ditaufnahme transparenter gemacht 
werden und Kreditvergaben verant-
wortlicher erfolgen müssen. „Auch 
darf die Werbung für den ‚Kauf auf 
Raten‘ im Handel nicht länger darü-
ber hinwegtäuschen, dass hiermit ein 
Kredit aufgenommen wird – und zwar 
mit allen damit verbundenen Risiken“, 
so der Verbraucherzentralenvorstand.
„Wer will, der kriegt!“ oder „Mit dem 
Sorglos-Kredit finanzieren und vor 
Ort gleich mitnehmen“ – vollmundig 
wirbt der Handel für unkomplizierte 

Wunscherfüllung. Doch ob Null-Pro-
zent-Finanzierung, Sofortfinanzierung 
oder verlockend niedrige Ratenzah-
lung – stets wird dann beim Kauf zu-
gleich auch ein Kreditvertrag mit einer 
Bank vermittelt, mit der das Geschäft 
kooperiert. „Das wird in der Werbung 
jedoch meist geschickt verschleiert. 
Außerdem wird im Verkaufsgespräch 
nicht darauf hingewiesen, dass diese 
Finanzierungsformen kostenträchtige 
Fallstricke wie Versicherungsprämi-
en, Rahmenkredite oder Kreditkar-
tenentgelte bergen können“, erläutert 
Schuldzinski: „Bei den Grundregeln 
einer verantwortungsvollen Kreditver-
gabe herrscht im Handel meist Fehl-
anzeige. Denn das Ausfallrisiko liegt 

ja bei der kooperierenden Bank.“
Zudem seien die Verkäufer zwar ge-
schult, die Vorzüge von Unterhal-
tungselektronik zu erklären, Küchen 
zu planen oder die Autoausstattung 
kundengerecht zu optimieren. „Aber 
Aufklärung über Finanzprodukte und 
Erläuterung von Kreditverträgen ge-
hört weder zu deren Ausbildung noch 
zu deren originären Aufgaben“, so 
Schuldzinski. 
Die Verbraucherzentrale NRW fordert 
daher, dass ein Kreditvertrag immer 
durch Einsatz geschulter Mitarbeiter 
abgeschlossen werden muss. Hier sei 
der Gesetzgeber zum Beispiel über 
eine Änderung der Gewerbeordnung 
gefordert.

Rote Karte für Kredite vom Verkäufer

Die Zahl der Konsumkredite steigt in Deutschland deutlich an, doch Vorsicht 
ist geboten. Foto:  Tim Reckmann  / pixelio.de
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Das Mindesthaltbarkeitsdatum 
(MHD) ist kein Wegwerfdatum. Viel-
mehr gibt es den Zeitpunkt an, bis zu 
dem ein Lebensmittel unter angemes-
senen Aufbewahrungsbedingungen 
seine spezifischen Eigenschaften (z. 
B. Geschmack, Farbe und Konsis-
tenz) behält.

Ist die angegebene Mindesthaltbarkeit 
nur bei bestimmten Temperaturen 
oder sonstigen Bedingungen gewähr-
leistet, so ist ein entsprechender Hin-
weis anzubringen.
Nach Ablauf des Mindesthaltbar-
keitsdatums ist ein Lebensmittel nicht 
automatisch verdorben oder zum 
menschlichen Verzehr nicht mehr 
geeignet. Bei richtiger Lagerung sind 
die Lebensmittel meist weiterhin auch 
ohne Einschränkung zum Verzehr ge-
eignet. Also anschauen, riechen und 
vorsichtig kosten – das kann viele Le-
bensmittel vor der Tonne retten und 
hilft Geld zu sparen.
Anders das Verbrauchsdatum: Es gilt 
für mikrobiologisch sehr leicht ver-
derbliche Lebensmittel wie zum Bei-
spiel Hackfleisch, die nach Ablauf des 
Verbrauchsdatums mit mikrobiolo-
gischen Risiken für die menschliche 
Gesundheit verbunden sein können.
Die Verpackungen müssen die Auf-
schrift „verbrauchen bis …“ tragen. 
Zudem müssen die Bedingungen be-
schrieben sein, unter denen das Le-
bensmittel aufzubewahren ist (z. B. 
die Kühltemperatur). Lebensmittel 
dürfen nach Ablauf des Verbrauchs-
datums nicht mehr verkauft werden. 
Verbraucher sollten das Lebensmittel 
nach Ablauf des Verbrauchsdatums 
nicht mehr verwenden. Mindesthalt-
barkeits- und Verbrauchsdatum wer-
den vom Hersteller festgelegt.
Die Hersteller von Lebensmitteln ken-
nen die Eigenschaften, z.B. die Lager-
fähigkeit und die Stabilität der von 
ihnen hergestellten Erzeugnisse am 
genauesten, etwa aufgrund von Halt-
barkeits- und Stabilitätsstudien, die sie 
anfertigen.
Deshalb ist es Aufgabe und Verant-
wortung der Hersteller, das Min-
desthaltbarkeitsdatum und das Ver-
brauchsdatum auf Grundlage ihrer 
Kenntnisse und Daten zum Produkt 
festzulegen.

Auch wenn Umfragen zeigen, dass 
die überwiegende Mehrzahl der Ver-
braucherinnen und Verbraucher die 
Bedeutung des Mindesthaltbarkeits-
datums richtig interpretiert, bedarf es 
der wiederholten Auffrischung die-
ses Wissens, damit es nicht mit dem 
Verfallsdatum verwechselt wird. Eine 
Verwechslung kann dazu führen, dass 
Lebensmittel weggeworfen werden, 
obwohl sie noch problemlos verzehrt 
werden könnten.
Um Lebensmittelabfälle zu vermei-
den, sind solche Lebensmittel von der 
Pflicht zur Angabe des MHD befreit, 
bei denen sich auch bei langer Lage-
rungsdauer die Qualität nicht verän-
dert.
In der seit Dezember 2014 EU-weit 
unmittelbar geltenden sog. EU-Le-
bensmittel-Informationsverordnung 
sind Ausnahmen von der Pflicht zur 
Angabe eines MHD für folgende Le-
bensmittel vorgesehen:
• frisches Obst und Gemüse - ein-

schließlich Kartoffeln -, das nicht 
geschält, geschnitten oder auf ähn-

liche Weise behandelt worden ist; 
diese Ausnahmeregelung gilt nicht 
für Keime von Samen und ähnliche 
Erzeugnisse, wie Sprossen von Hül-
senfrüchten;

• Wein, Likörwein, Schaumwein, 
aromatisiertem Wein und ähnlichen 
Erzeugnissen aus anderen Früchten 
als Weintrauben sowie aus Wein-
trauben oder Traubenmost gewon-
nenen Getränken des KN-Codes 
2206 00;

• Getränke mit einem Alkoholgehalt 
von 10 oder mehr Volumenpro-
zent;

• Backwaren, die ihrer Art nach nor-
malerweise innerhalb von 24 Stun-
den nach der Herstellung verzehrt 
werden;

• Essig;
• Speisesalz;
• Zucker in fester Form;
• Zuckerwaren, die fast nur aus Zu-

ckerarten mit Aromastoffen und/
oder Farbstoffen bestehen;

• Kaugummi und ähnlichen Erzeug-
nissen zum Kauen.

Mindesthaltbarkeitsdatum kein Wegwerfdatum

Nach Ablauf des Mindeshaltbarkeitsdatums ist ein Lebensmittel nicht automa-
tisch verdorben. 
 Foto: Ralf Thier-Hinse
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Kurz notiert
 
Handel muss Elektronikgeräte 
zurücknehmen
Seit Oktober 2015 ist das neue Elektro- 
und Elektronikgerätegesetz in Kraft. 
Die Rückgabe alter Elektro- und Elek-
tronikgeräte wird vereinfacht. Zudem 
stärkt das Gesetz den Zoll dabei, den 
illegalen Transfer von Altgeräten in är-
mere Länder zu unterbinden, wo die 
Elektrogeräte häufig auf gefährlichen 
Deponien landen. In einem alten Fön 
oder einem kaputten Toaster stecken 
noch wiederverwertbare Stoffe, zum 
Beispiel Metalle. Defekte Elektrogerä-
te gehören deshalb nicht auf den Müll. 
Die Bundesregierung hat das Elektro-
nikgerätegesetz überarbeitet und einer 
europäischen Richtlinie angepasst. 
„Mit dem neuen Gesetz werden künftig 
noch weniger Altgeräte im Hausmüll 
landen und stattdessen umweltfreund-
lich entsorgt“, betont Bundesumwelt-
ministerin Barbara Hendricks.
Elektro- und Elektronik-Altgeräte zu 
sammeln und umweltfreundlich zu 
entsorgen, ist wichtig. Denn in alten 
Elektrogeräten stecken eine Menge 
Stoffe, die als wertvoller Rohstoff wie-
derverwertet können. Das lohnt sich. 
In einigen Teilen sind zudem Stof-
fe verbaut, die der Umwelt schaden. 
Auch deshalb sollten kaputte Elektro-
nikgeräte nicht achtlos weggeworfen 
werden. Das Gesetz nützt also dop-
pelt: Es schützt die Umwelt und schont 
knappe Ressourcen. Auch der illegale 
Export von Altgeräten ins Ausland soll 
mit dem neuen Gesetz eingedämmt 
werden.
Durch das neue Gesetz wird es für 
alle einfacher, Elektrogeräte richtig zu 
entsorgen. Großhandel und Fachge-
schäfte sind verpflichtet, Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte beim Neukauf ei-
nes gleichwertigen Geräts kostenfrei 
zurückzunehmen. Als „große“ Händ-
ler gelten Geschäfte mit mehr als 400 
Quadratmetern Verkaufsfläche. „Klei-
ne“ Händler sind von der Regelung 
ausgenommen.
Kleine Altgeräte (keine Kante darf län-
ger als 25 Zentimeter sein) müssen die 
großen Händler auch dann zurückneh-
men, wenn ein Kunde kein neues Ge-
rät kauft. Auch Online-Händler sind 
verpflichtet, Geräte zurückzunehmen. 
Elektro-Altgeräte können natürlich 
auch weiterhin bei Recyclinghöfen ab-
gegeben werden.

Die Weihnachtsmärkte werfen ihre 
Schatten voraus. Dann bricht auch 
zugleich die erhöhte Gefahr von Ta-
schendieben aus. Wer nicht Wertsa-
chen am Körper trägt, ist oft der Ge-
schädigte. Oft haben die Opfer nicht 
einmal Zeit, zu verstehen, was vor 
sich geht. 

Taschendiebe arbeiten selten alleine. 
Meist teilen sie sich die Arbeit unter 
mehreren mit ausgeklügelten Tricks 
auf. Hier einige der häufig angewen-
deten Tricks.
Den Beschmutzer-Trick wenden Die-
be oft vor Banken an. Tritt das Opfer 
nach dem Gang zum Geldautomaten 
wieder ins Freie, wird es scheinbar 
versehentlich mit Eis, Ketchup oder 
einer anderen Flüssigkeit beschmutzt. 
Beim darauffolgenden Reinigungsver-
such schlagen die Täter dann zu – und 
das gerade angehobene Geld ist weg.
Beim Wechseltrick bittet ein Fremder 
um das Wechseln einer Münze oder 
eines Geldscheines. Sobald das Opfer 
sein Portemonnaie öffnet, können die 
Diebe es ablenken und zuschlagen. 
Die Kriminellen nehmen dann nicht 
nur das Wechselgeld, sondern unbe-
merkt auch die greifbaren Geldschei-
ne.

Für den Blumen-Trick umarmt der 
Dieb einen Passanten freundschaft-
lich oder steckt ihm eine Blume zu. 
Während das Opfer verdutzt ist und 
sich erst mal fragt, wer der Fremde ist, 
verschwindet die Geldbörse.
Auch Supermärkte können zum Tatort 
werden. Ein Fremder fragt das Opfer 
nach einer bestimmten Ware, derweil 
kann der Komplize unbemerkt die Ta-
sche im Einkaufswagen ausräumen.
Den Hochhebe-Trick machen sich 
die Täter meist in Gaststätten zunut-
ze. Sie behaupten dabei, das Gewicht 
des Opfers schätzen zu können, in-
dem sie es hochheben. Dabei zieht 
dann entweder der Täter selbst oder 
aber ein Komplize die Geldbörse aus 
der Tasche. 
Wie kann ich mich schützen? So aus-
geklügelt die Tricks sein mögen, auch 
Diebe haben ihre Schwächen. Am 
suchenden Blick können sie erkannt 
werden, denn sie halten gezielt nach 
Beute Ausschau. Zugleich meiden 
sie aber den direkten Blickkontakt zu 
potenziellen Opfern. Die Polizei rät, 
Geld, Schecks und Kreditkarten im-
mer an verschiedenen und vor allem 
an verschlossenen Stellen am Körper 
zu tragen.

Taschendiebe „besuchen“
die Weihnachtsmärkte

Im dichten Gedränge auf Advents- und Weihnachtsmärkten haben Taschendie-
be ein leichtes Spiel.
 Foto: Hiero  / pixelio.de
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Kinder toben gern und Jugendliche 
treiben oft risikoreichen Sport. Stürze 
oder Zusammenstöße, bei denen die 
Zähne verletzt werden, bleiben nicht 
aus. Etwa jeder zweite 16-Jährige hat 
bereits einen Zahnunfall erlitten. Doch 
auch Erwachsene sind betroffen. Die 
Bandbreite der möglichen Verletzun-
gen reicht von unkomplizierten Ris-
sen im Zahnschmelz bis hin zu kom-
plett ausgeschlagenen Zähnen mit 
Kieferfrakturen. Zu 70 Prozent sind 
die oberen mittleren Schneidezähne, 
also die Zähne im sichtbaren Bereich, 
betroffen. Mundschutze können das 
Unfallrisiko erheblich minimieren, 
doch sind sie längst nicht in jeder ge-
fährdeten Sportart angekommen. 

In vielen Fällen kann der Zahn gerettet 
werden. Doch dazu ist rasches Han-
deln erforderlich. Jede Minute zählt.

1) Beruhigen Sie den Verletzten (das 
Kind) und schauen Sie vorsichtig in 
den Mund durch Anheben der Lippe.
2) Die Wunde kann stark bluten. Mit 
einem Stofftaschentuch oder sterilem 
Verbandsmaterial Druck auf die blu-
tende Stelle ausüben und von außen 
kühlen.
3) Sind die Zähne locker, nicht weiter 
daran wackeln, sondern die Zähne in 
Ruhe lassen.
4) Ausgeschlagene Zähne oder Zahn-
teile suchen. Nur die Zahnkrone, 
nicht die Zahnwurzel anfassen. Den 
Zahn auch bei Verschmutzung nicht 
reinigen.
5) Den Zahn beim Transport mög-
lichst feucht halten. Es gibt dafür die 
so genannte Zahnrettungsbox, die 
in Apotheken erhältlich ist. In vielen 
Schulen und Kindergärten sowie in 
Sportvereinen und Schwimmbädern 
sind teilweise Zahnrettungsboxen vor-
handen.
6) Wird der Zahn spätestens nach 20 
Minuten in das spezielle Nährmedi-
um gelegt, können die empfindlichen, 
lebenden Zellen der Wurzelhaut bis 
zu 48 Stunden überleben.
7) Wer keine Rettungsbox zur Hand 
hat, kann den Zahn in kalte H-Milch 
legen, alternativ sind Frischhaltefolie, 
Speichel in einem Gefäß oder eine 
isotone Kochsalzlösung möglich. Je-
doch sind hierbei die erfolgreiche 

Lagerungsdauer und damit die Hei-
lungschancen geringer.
8) Wichtig: Den Zahn auf keinen Fall 
in Wasser, ein feuchtes Taschentuch 
oder in den Mund legen und nicht tro-
cken transportieren.
9) Umgehend eine Zahnklinik oder 
eine Zahnarztpraxis aufsuchen.
10) Der Zahnarzt wird die Zähne im 
Detail untersuchen und entsprechend 
versorgen. Alle Fakten dokumentiert 
er in der Patientenakte. Dies ist für 
eventuelle Versicherungsansprüche 
wichtig, je nachdem ob z.B. ein Schul- 
oder Arbeitsunfall vorliegt, sowie für 
Spätfolgen und den damit verbunde-
nen Behandlungen.

Unfall: Zähne können häufig gerettet werden
11) Bei Fragen für Erstversorger gibt es 
die bundesweit einheitliche, kosten-
pflichtige Zahnunfall-Notrufnummer: 
+49 (1805) 012800
12) Auf zahnunfall24.de ist ersicht-
lich, wo Zahnrettungsboxen bereitlie-
gen (außer Apotheken).
Bei Milchzahnverlust gibt es wenige 
Behandlungsalternativen. Oft  setzt 
der Zahnarzt Prothesen als Platzhalter 
für die bleibenden Zähne ein.
Grundsätzlich versuchen Zahnärzte 
zuallererst, die Zähne zu erhalten. So 
können jahrelange Folgebehandlun-
gen, Konsequenzen wie Sprachstö-
rungen und damit verbundene, hohe 
Folgekosten vermieden werden.

Klassiker wie Hockey, Kampfsport und Reiten, aber auch die Trendsportarten 
Inlineskating, Skateboarding und die extremeren Formen des Mountainbiking 
bergen ein hohes Risiko für Zahnverletzungen. Rund 80 Prozent der Unfälle 
betreffen die oberen Schneidezähne. Aufgrund der häufig auftretenden Folge-
probleme ist in vielen Fällen eine lebenslange intensive zahnärztliche Betreu-
ung erforderlich.
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Mehr Schutz für Kleinanleger
Anbieter von hochriskanten Geld-
anlagen müssen Kleinanleger umfas-
send über mögliche Risiken informie-
ren. Ein Prospekt muss alle für die 
Anlageentscheidung wichtigen Infor-
mationen enthalten. Werbung ist mit 
einem deutlichen Warnhinweis zu 
versehen. Das sieht das seit Juli gel-
tende Kleinanlegerschutzgesetz vor.

Traumrenditen von acht und mehr 
Prozent: Damit warb in der Vergan-
genheit so manches Unternehmen 
um Anleger. Doch das Risiko war 
oft hoch. Tausende Anleger erlitten 
finanzielle Verluste. Das Kleinanle-
gerschutzgesetz setzt genau hier an. 
Es schützt Verbraucher besser vor ri-
sikoreichen Geldanlagen auf dem so-
genannten Grauen Kapitalmarkt. Das 
Gesetz schafft so eine vernünftige Ba-
lance zwischen Regulierung und Ei-
genverantwortung des Verbrauchers. 
Es ist Teil des Aktionsplans zum Ver-
braucherschutz im Finanzmarkt.
Bundesverbraucherschutzminister 
Heiko Maas unterstrich: „Wir sorgen 
mit dem Gesetz für mehr Transpa-
renz, verbessern den Schutz von An-
legern und stärken die Finanzaufsicht 
über den Markt. „Der Fall „Prokon“ 
habe gezeigt, dass ein solches Gesetz 
dringlich sei. Gleichzeitig, so Maas, 
sei sichergestellt, dass bürgerschaftli-
ches Engagement und das sogenannte 
Crowd-Investing auch künftig unbüro-
kratisch möglich sei.
Alle wesentlichen Informationen, 
die für die Anlageentscheidung von 
Bedeutung sind, müssen im Pros-
pekt enthalten sein. Dazu gehört das 
Konzernergebnis, also Gewinne und 
Verluste, ebenso Verpflichtungen und 
deren Fälligkeit. Klar erkennbar muss 
auch sein, an welche Anleger sich die 
Vermögensanlage richtet. Privatanle-
ger können so die Erfolgsaussichten 
einer Anlage besser einschätzen. Fer-
ner müssen die Kündigungsmöglich-
keiten sowie die Fälligkeit der Anlage 
angegeben sein. Auch muss der Ver-
käufer personelle Anlage-Verflechtun-
gen offenlegen.
Der Anbieter muss gewährleisten, 
dass der Prospekt aktuell und vollstän-
dig ist. Er muss also erforderlichenfalls 
ständig Nachträge machen. Und er 
muss sicherstellen, dass Interessenten 

und Anleger jederzeit auf diese In-
formationen zugreifen können. Etwa, 
indem er sie auf seiner Internetseite 
einstellt. Auch bei nicht mehr aktiv 
vertriebenen Anlageprodukten gibt es 
bestimmte Informationspflichten. Ver-
kaufsprospekte sind zudem nur noch 
ein Jahr gültig. 
Soziale und gemeinnützige Kleinstun-
ternehmen sowie genossenschaftliche 
Projekte, die besonderen Regeln un-
terliegen, sind von der kostspieligen 
Erstellung von Prospekten ausgenom-
men. Ebenso kleinere und Start-up-
Unternehmen, die sich häufig über 
sogenanntes „Crowd-Funding“ oder 
„Crowd-Investment“ finanzieren. Das 
gilt bis zu einem einzuwerbenden 
Gesamtbetrag in Höhe von 2,5 Mil-
lionen Euro, wenn für den Vertrieb 
von Vermögensanlagen keine Provi-
sion erhoben und den Anlegern ein 
vierzehntägiges Widerrufsrecht einge-
räumt wird.
Anleger sind zudem verpflichtet, vor 
der Anlageentscheidung ein Informa-
tionsblatt sorgfältig zu lesen und zu 
unterzeichnen. Sie sind somit über 
ihr Risiko-Engagement ausreichend 
gewarnt.
Für die Anlage gilt eine Mindestlauf-
zeit von zwei Jahren ab ihrem erst-
maligen Erwerb. Das gibt sowohl 
Anbietern als auch Anlegern mehr 
Sicherheit und Stabilität für ihre Inves-
tition. Zum einen soll das Unterneh-
men für die Mindestlaufzeit eine sta-
bile Finanzierungsgrundlage erhalten. 
Zum Anderen wird dem Anleger ver-
deutlicht, dass seine Vermögensanla-
ge eine unternehmerische Investition 
von gewisser Dauer ist.
Die Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) erhält wei-
tere Zuständigkeiten zum Schutz der 

Verbraucher: Sie ist auch für den so-
genannten kollektiven Verbraucher-
schutz zuständig. Das heißt, dass sie 
aktiv wird, wenn eine ganze Reihe 
von Anlegern Schaden droht. Bei 
Verstößen kann die BaFin Sanktionen 
verhängen, bis hin zum Vermark-
tungsverbot der Vermögensanlage. 
Werbung bleibt weiterhin in allen 
Medien möglich, muss aber mit ei-
nem deutlichen Warnhinweis ver-
sehen werden. Unseriöse Werbung 
kann darüber hinaus von der BaFin 
individuell beschränkt oder verboten 
werden.

Aktionsplan zum Verbraucherschutz 
im Finanzmarkt
• Finanzmarktwächter: Bestehende 

Verbraucherorganisationen sind 
seit Anfang 2015 mit einer spezi-
ellen Marktwächterfunktion beauf-
tragt. 

• Stärkung der außergerichtlichen 
Streitschlichtung: Verbraucher sol-
len bei allen vertraglichen Streitig-
keiten mit Unternehmern – Finanz-
dienstleistungen eingeschlossen 
– Zugang zu Stellen zur außerge-
richtlichen Streitbeilegung haben. 

• Stärkung der Honorarberatung: Der 
Honorarberatung werden hohe 
Qualitätsstandards vorgegeben, um 
sie so vor allem für Kleinanleger 
zur echten Alternative zur Beratung 
auf Provisionsbasis zu machen.

• Stärkung der Verbraucherrechte 
beim Zugang zu und bei Nutzung 
von Bankdienstleistungen: So for-
dert die Bundesregierung von Fi-
nanzinstituten mehr Transparenz 
bei Dispokrediten. Außerdem soll 
jeder das Recht auf Zugang zu ei-
nem Zahlungskonto mit grundle-
genden Funktionen erhalten. 
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Die Sicherheitsanforderungen an 
mobile Geräte haben sich verändert. 
Mit ihrer zunehmenden Verbrei-
tung muss auch verstärkt auf die Si-
cherheit der Daten, die auf solchen 
Geräten gespeichert sind, geachtet 
werden. Hinzu kommt, dass darauf 
inzwischen nicht nur private Daten, 
sondern auch immer mehr geschäftli-
che Informationen abgelegt werden. 
Damit sind Smartphones und Tablets 
denselben Risiken ausgesetzt wie sta-
tionäre und tragbare PCs.

Gerade weil man mit Smartphones 
und Tablets kinderleicht im Internet 
surfen kann, bieten sie Angriffspunkte 
für Schadsoftware oder Phishing. Die 
Angriffsmöglichkeiten unterscheiden 
sich bei Smartphones und Tablet-PC 
und auch je nach verwendetem Be-
triebssystem. Die Arbeitsweisen der 
Täter verändern sich ebenso rasant 
wie die technische Entwicklung die-
ser Geräte.

Tipps:
> Lassen Sie Ihr Smartphone oder Ta-
blet nie unbeaufsichtigt liegen. Geben 
Sie es auch kurzzeitig nur in Ihrem 
Beisein an Dritte weiter.
> Nutzen Sie den Gerätesperrcode, 
die automatische Displaysperre und 
aktivieren Sie stets die SIM/USIM-PIN. 
Passwörter sollten getrennt vom Gerät 
aufbewahrt werden. Achten Sie bei 
der Eingabe von Zugangsdaten dar-
auf, dass niemand Ihr Passwort aus-
spähen kann.
> Löschen Sie alle sensiblen Daten, 
wenn Sie das Gerät verkaufen. Stellen 
Sie das Gerät auf Werkeinstellungen 
zurück, damit sind auch Ihre Daten 
sicher gelöscht.
> Laden Sie keine Dateien aus unsi-
cheren Quellen herunter. Nutzen Sie 
nur App-Stores seriöser Anbieter.
> Aktivieren Sie drahtlose Schnitt-
stellen nur bei Bedarf. Eine direkte 
Koppelung mit anderen Geräten zum 
Austausch von Daten, etwa über Blue-
tooth oder NFC, darf nur mit vertrau-
enswürdigen Partnern geschehen.
> Nutzen Sie fremde WLAN, z.B. öf-
fentliche Hotspots an Flughäfen oder 
in Cafés nur mit einem VPN (Virtuel-
les privates Netzwerk), das Ihre Inter-
netverbindung abhör- und manipula-

tionssicher macht.
> Nutzen Sie bei Verlust oder Dieb-
stahl mögliche Ortungs-, Fernsperr- 
oder Löschdienste. Lassen Sie das Ge-
rät sofort bei Ihrem Anbieter sperren.
> Nutzen Sie Drittanbietersperren, 
die Sie aktiv beim Provider einrichten 
lassen müssen, um den Missbrauch 
durch Abofallen (z.B. teure SMS/
MMS-Dienste) über die Telefonrech-
nung zu unterbinden.
> Nutzen Sie, wenn für Ihr mobiles 
Betriebssystem verfügbar, Antiviren-
programme und Überwachungs-Apps, 

die Ihnen die Berechtigungen von an-
deren Apps (z.B. Zugriff auf das Tele-
fonbuch) anzeigen.
> Verwenden Sie Online-Banking-
Apps nicht auf dem gleichen Gerät, 
auf dem Sie auch die mobilen TAN 
empfangen.
> Hinterfragen Sie Provider-Updates, 
die Sie per SMS, MMS oder als Link 
erhalten – es kann sich um Schadsoft-
ware handeln.
> Lesen Sie vor Kauf und Nutzung 
der Apps die Bewertungen in den 
App-Stores.

Ganz sicher mobil unterwegs

Die Sicherheitsanforderungen an mobile Geräte haben sich verändert. Mit ihrer 
zunehmenden Verbreitung muss auch verstärkt auf die Sicherheit der Daten, 
die auf solchen Geräten gespeichert sind, geachtet werden - See more at: http://
www.polizei-beratung.de/themen-und-tipps/gefahren-im-internet/smartphone-
sicherheit.html#sthash.B8Wtj6FD.dpuf Foto: Ute Mulder  / pixelio.de
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Die Mindener Siedlergemeinschaft 
Domland feierte den 60. Weihetag 
der Siedlung, deren Weihe am 9. Ok-
tober 1955 durch den Erzbischof von 
Paderborn Dr. Lorenz Jaeger vorge-
nommen wurde. 

Das Grußwort richtete der 1. Vorsit-
zende des Diözesanverbandes Pader-
born Manfred Sperling an die Siedler. 
Pfarrer Lothar Brieskorn, ein Kind der 
Domlandsiedlung, hielt eine ökumeni-
sche Andacht. In den Grußworten der 
geladenen Gäste wurde eine Parallele 
zwischen der Vertriebenengeschichte 
der Nachkriegszeit und den heutigen 
Flüchtlingsströmen aufgezeigt. 
Die Festrede hielt Manfred Sperling, 
langjähriger Vorsitzender der Siedler-
gemeinschaft Domland. In der Festre-
de fehlte nicht der wichtige Hinweis, 
dass durch die Stärke des gemeinsa-
men Auftretens gegenüber der Poli-
tik die Eigenheimbesitzer sich Gehör 

Siedlergemeinschaft Domland feierte 60. Weihetag

Auf der letztjährigen Mitgliederver-
treterversammlung hat unser Verband 
ein Leitbild verabschiedet, das deut-
lich macht, wofür unser Verband bei 
Mitgliedern und in der Öffentlichkeit 
einstehen möchte:

Leitbild der Katholischen Familien-
heimbewegung e. V.
Das sind wir:
• Wir sind ein Interessenverband 

und Selbsthilfeeinrichtung auf mit-
gliedschaftlicher Basis, der sich für 
das familiengerechte Wohnen im 
Eigentum einsetzt.

• Wir treten für das familiengerechte 
und altersgerechte Wohnen ein.

• Wir informieren und beraten unse-
re Mitglieder zu allen Fragen rund 
um das Wohneigentum.

• Wir informieren und beraten unse-
re Mitglieder, die Wohneigentum 
anstreben und versuchen Wege 
aufzuzeigen, dieses Ziel sicher zu 
erreichen.

• Wir unterstützen den Verbraucher-
schutz und bieten Verbraucherin-
formationen rund um das Wohnei-
gentum.

• Wir ermöglichen unseren Mitglie-
dern Einkaufsvorteile und Preisvor-

Leitbild der Familienheimbewegung
teile bei ausgesuchten Kooperati-
onspartnern.

• Wir vertreten unsere Mitglieder 
in wohnungspolitischen Fragen 
gegenüber Bund, Ländern, kirchli-
chen Stellen, der politischen Gre-
mien und in der Öffentlichkeit.

Das wollen wir:
• Wir wollen das familiengerech-

te und bezahlbare Wohnen, am 
besten im Eigentum. Das selbst-
genutzte Wohneigentum stellt 
nach unserer Auffassung die beste 
Wohnform zur Entfaltung eines gu-
ten Familienlebens dar. Geistiges 
Fundament unserer Arbeit ist die 
katholische Soziallehre.

• Eigentumsbildung – besonders die 
Bildung von Wohneigentum – soll-
te breiten Bevölkerungsschichten 
möglich sein.

• Wohneigentum soll der Grund-
stein für die Vermögensbildung 
und Altersvorsorge sein.

• Wir wollen die gesellschaftspoliti-
sche Bedeutung des Wohneigen-
tums immer wieder in die Öffent-
lichkeit tragen, damit es nicht aus 
dem Blickfeld gerät.

• Wir wollen Bauwillige und Haus-

eigentümer für Nachhaltigkeit, 
Energieeffizienz und ressourcen-
schonendes Bauen und Sanieren 
sensibilisieren.

• Wir wollen mit dazu beitra-
gen, dass die Eigentumsquote in 
Deutschland erhöht wird.

• Wir wollen unsere Erfahrungen 
zum Wohnen im Eigentum, zum 
altersgerechten und familienge-
rechten Wohnen weitergeben.

So arbeiten und handeln wir:
• Wir bekennen uns zu den Prinzi-

pien der katholischen Soziallehre; 
Solidarität, Subsidiarität, Gerech-
tigkeit, Menschenwürde und Ge-
meinwohl.

• Die Wünsche und Bedürfnisse 
unserer Mitglieder bestimmen 
wesentlich unser Handeln. Wir 
versuchen bei unterschiedlichen 
Interessenlagen kompromissfähige 
Lösungen zu suchen. 

• Wir sind uns unserer großen Ver-
antwortung bei der Beratung unse-
rer Mitglieder bewusst.

• Wir behandeln alle Mitglieder 
gleich, unabhängig von Religi-
onszugehörigkeit, Nationalität, 
Hautfarbe, Geschlecht oder gesell-
schaftlichem Stand. 

Kassierer Werner Pfitzner, Vorsitzender Calin-Tiberius Negrea, Edeltraut Kehnen, 
Adolf Krögel (v.l.).

verschaffen können. Hier sei auch die 
Mitgliedschaft in einem Verband von 
Vorteil. 
Eine Bildausstellung, von den Anfän-
gen bis zur Gegenwart, zeigte die Bau-
abschnitte der Siedlung wie auch die 
fröhlichen Feste und Ausflüge. Eine 

Videoshow ergänzte die Ausstellung. 
Vier Erstsiedler konnten vom ersten 
Vorsitzenden Calin-Tiberius Negrea 
geehrt werden. Eine besondere Eh-
rung bekam Kassierer Werner Pfitzner 
für seine 40 jährige ununterbrochene 
aktive Vorstandsarbeit. 
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Die ständige Kostensteigerung beim 
Bauen und Wohnen wurde anlässlich 
der Mitgliederversammlung der Ka-
tholischen Familienheimbewegung 
diskutiert. 

Ursächlich für die Kostensteigerung 
beim Bau sind vor allem gestiegene 
Qualitätsanforderungen, wie Anforde-
rungen an die Energieeffizienz, Brand- 
und Schallschutz sowie kommunale 
Auflagen. Hinzu kommen ordnungs-
rechtliche Vorgaben, die Grunder-
werbssteuererhöhung in NRW und 
die gestiegenen Baulandpreise in an-
gespannten Wohnungsmärkten. 
Nach einer Studie der Arbeitsgemein-
schaft für zeitgemäßes Bauen aus Kiel 
sind so die Baukosten seit dem Jahr 
2000 allein durch ordnungsrechtliche 
Vorgaben um 24.000 Euro je Woh-
nung gestiegen. 
„Diese Kostentreiber erschweren na-
türlich auch den dringend benötigten 
Bau von bezahlbaren Wohnungen in 

Mitgliederversammlung der Familienheimbewegung
Deutschland. Angesichts der Flücht-
lingssituation in Deutschland ist eine 
Bautätigkeit gefordert, die mit der 
Wohnungssituation nach 1949 nahe-
zu vergleichbar ist, so Andreas Hese-
ner, Geschäftsführer des Verbandes. 
Hesener forderte ein „herunterfahren 
der ordnungsrechtlichen Forderungen 
und Auflagen sowie Augenmaß bei 
der Anforderungen im Bereich der 
Energieeffizienz. „Wir fordern keinen 
Billigbau, aber bezahlbaren Wohn-
raum für Mieter und Eigentümer“, so 
der Verbandsgeschäftsführer.
„Auffällig bei den Wohnkosten ist zur-
zeit die Grundsteuer B, die jedes Jahr 
von einer Vielzahl von Kommunen in 
NRW drastisch erhöht wird, damit die 
klammen kommunalen Haushalte auf-
gebessert werden. Das belastet Eigen-
tümer und Mieter gleichermaßen“, so 
Hesener. 
Hesener schlug in diesem Zusam-
menhang die Abschaffung des Soli-
daritätszuschlages bei gleichzeitiger 

Einführung eines „Kommunal-Solida-
ritätszuschlages“ vor, um die Finanz-
mittel in Ost und West gerechter zu 
verteilen.  
Der 1. Vorsitzende des Gesamtver-
bandes, Reinhard Stumm (Bergheim) 
berichtete über die positive Mitglie-
derentwicklung, die der Verband in 
den vergangenen zwei Jahren zu ver-
zeichnen hat.
„Wir stellen fest, dass der Wunsch 
der Familien nach familiengerechten 
Wohnen im Eigentum ungebrochen 
ist. „Die Entwicklung des Vereins be-
stätigt uns das“, so Reinhard Stumm. 
Im Berichtszeitraum 2014 bis zum 
Termin der Mitgliederversammlung 
sind 1940 Familien dem Verein neu 
beigetreten – eine beeindruckende 
Zahl. Damit findet die Arbeit unseres 
Verbandes eine große Akzeptanz bei 
den Familien und bestärkt uns, weiter 
für die Wohneigentumsbildung einzu-
treten“, so der Verbandsvorsitzende 
abschließend.  

Wer im Netz Songs und 
Filme illegal herunterlädt 
oder verbreitet, bekommt 
eventuell Post vom An-
walt.
Es kann auch passieren, 
dass eine Abmahnung ver-
sehentlich an Unbeteiligte 
geht oder dass Abzocker 
damit auf die Jagd nach 
dem schnellen Geld ge-
hen. Empfänger sollten das 
Schriftstück daher zuerst 
genau lesen: In der Regel 

wird darin genau aufge-
führt, wann man angeblich 
welche Rechtsverletzung 
begangen hat. Gibt es ge-
naue Angaben, überprüfen 
Empfänger am besten, ob 
sie diese überhaupt began-
gen haben können, oder 
ob sie zu dem fraglichen 
Zeitpunkt zum Beispiel im 
Urlaub waren. Auch auf 
eine definitiv unberech-
tigte Abmahnung müssen 
Empfänger aber reagie-

ren und dem Abmahner 
schriftlich mitteilen, wa-
rum die Vorwürfe falsch 
sind. Die Unterlassungser-
klärung, die zu jeder Ab-
mahnung gehört, sollten 
sie dann aber auf keinen 
Fall unterschreiben. Wer 
sich unsicher mit der pas-
senden Antwort ist, sollte 
den Angaben nach Rat von 
einem Anwalt oder bei 
den Verbraucherzentralen 
einholen. 

Vorsicht: Unseriöse Abmahnungen
Mitglieder unseres Verbandes 
könnten nach Vorlage des Obi-
Einkaufsausweises einen Nach-
lass von 10% auf Ihre Einkäufe 
erhalten. Dieses Angebot gilt 
nicht für Aktionsware und be-
reits reduzierte Ware. Fordern 
Sie einfach Ihren Einkaufsaus-
weis unter Angabe des von 
Ihnen bevorzugten Obi-Markt 
Standortes bei uns an:
info@vks-muenster.de oder 
telefonisch unter 0251/ 
4901812

Vorteilskauf bei Obi


